
  

Anzug betreffend Änderung der Fristenregelung zur Beantwortung von Anzügen 12.5149.01 
 

Seit Längerem werden auffallend viele Schriftliche Anfragen im Grossen Rat eingereicht. 

Der Grund liegt wohl darin, dass die Politikerinnen so rasch als möglich, nämlich innerhalb von drei Monaten, vom 
Regierungsrat Auskunft über kantonale Angelegenheiten erhalten möchten. Da die Schriftliche Anfrage mit der 
Antwort des Regierungsrates erledigt ist, dient dieses Instrument oft als Grundlage für einen weiteren Vorstoss in 
Form einer Motion oder eines Anzugs zur gleichen Sache aber verbunden mit einem konkreten Auftrag. Das 
bedeutet, dass sich der Regierungsrat und die betroffenen Verwaltungsstellen unnötigerweise zwei Mal zum 
gleichen Anliegen äussern müssen, was einerseits ein zeitlicher Mehraufwand ist und andererseits erhebliche 
Ressourcen bindet. Den Parlamentarierlnnen geht es vor allem darum, dass ihr Anliegen innert nützlicher Frist 
bearbeitet und beantwortet wird. Die Doppelbearbeitung könnte verhindert werden, wenn dem Grossen Rat die 
Möglichkeit gegeben würde, die Fristen der Anzugbeantwortung anzupassen.  

In diesem Sinne schlagen die Anzugstellenden deshalb vor, die gesetzlichen Fristen für die Anzugsbeantwortung 
zu ändern und bitten das Ratsbüro, dem Grossen Rat eine Gesetzesanpassung der GO des Grossen Rates mit 
folgendem Wortlaut vorzulegen: 

GOG § 45, Abs 2 wird um folgenden Satz ergänzt: "Der Grosse Rat kann eine kürzere Frist zur Beantwortung 
setzen. Aufgrund des Berichts, der innerhalb der festgelegten Frist oder innerhalb von zwei Jahren vorzulegen ist, 
entscheidet der Grosse Rat, ob der Anzug abzuschreiben oder stehen zu lassen sei." 
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